
Für die zweckmässigste ÖV-Verbindung zwischen Spiez und Interlaken bittet Leissigen
den verfrühten und präjudizierenden Entscheid für die Umstellung auf den Bus aufzu-
schieben bis vertiefte Erkenntnisse und die übergeordneten Planungsentscheide auf
Bundesebene vorliegen.

Besten Dank für Ihre Unterstützung!
Bevölkerung und Gemeinderat Leissigen

Bahn oder Bus Leissigen (Geschäft 2017. RRGR.29)

APPELL
Grossrätinnen und Grossräte
des Kantons Bern

Leissigen: 1000 Einwohner©André Locher www.swisscastles.ch
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Valiant will Triba kaufen

Die Valiant-Bank ist ein Zusam-
menschluss von Regionalbanken.
Zwischen ihrer Gründung im
Jahr 1997 und dem Jahr 2010
wuchs sie durch viele Übernah-
men. Doch dann stürzte im
Herbst 2010 der Aktienkurs ab,
und das Eigenkapital wurde
knapp. In der Folge liess Valiant
die Finger von Übernahmen.

Offerte für 55 Millionen
Doch mittlerweile erachtet der
seit Ende 2012 amtierende Vali-
ant-Präsident Jürg Bucher die
Bank als genügend stark für
Übernahmen. Sie will nun die
Regionalbank Triba vollständig
übernehmen, wie sie gestern an-
kündigte. Derzeit hält Valiant be-
reits einen Anteil von 30,62 Pro-

zent an der Triba-Bank. Für die
Übernahme der restlichen
Aktien bietet Valiant den rund
2600 Triba-Aktionären einen
Preis von 1450 Franken pro Aktie,
was einer Prämie von 9 Prozent
auf dem Aktienkurs der letzten
Monate entspricht. Valiant be-
zahlt also die bisherigen Aktio-
näre in Franken aus und nicht
mehr in Valiant-Aktien. Das ist
ein Unterschied zu den Trans-
aktionen vor dem Absturz des
Aktienkurses. Valiant will für den
Kauf 55 Millionen Franken auf-
wenden und diese aus den flüs-
sigen Mitteln finanzieren.

Die Triba-Bank hat rund
30 Mitarbeiter, welche weiter-
beschäftigt werden sollen. Sie
weist eine Bilanzsumme von
960 Millionen Franken auf. Ihr
Tätigkeitsgebiet erstreckt sich
über die Aargauer Täler Wigger-
tal und Suhrental sowie über das
Gebiet rund um den Sempacher-
see im Kanton Luzern. sny

ÜBERNAHME Nach Jahren 
der Enthaltsamkeit schlägt die 
Valiant-Bank wieder zu: Sie 
will die Triba-Bank mit Sitz in 
Sursee ganz kaufen.

Über 800 Berner Lehrer
fordern Unterricht im Team

Die Kritik an der Umsetzung des
Integrationsartikels an den Ber-
ner Schulen wird immer breiter.
Nachdem Mitte 2016 einzelne
Lehrpersonen und Vertreter von
Sonderschulen Alarm geschlagen
haben, richten sich nun über 800
Lehrerinnen und Lehrer aus dem
gesamten Kanton Bern in einem
offenen Brief an Erziehungs-
direktor Bernhard Pulver (Grü-
ne). Darin kritisieren sie, dass
eine Lehrperson mittlerweile
nicht mehr allen Kindern gerecht
werden könne. Die Sondermass-
nahmen für lernschwache Schü-
ler würden nicht genügen, um die
Probleme zu entschärfen. Im
Gegenteil: «Das aktuelle Flick-
werk bringt mehr Unruhe als
Entlastung in die Klasse», steht
im Brief.

Den Grund für die Situation se-
hen die Lehrer in der Integration
von verhaltensauffälligen oder
lernschwachen Schülern. Diese

werden seit 2008 möglichst in der
Regelschule unterrichtet. Seither
ist die Anzahl Kleinklassen von
411 auf 150 gesunken. Parallel zu
dieser Entwicklung nahm aber
auch die Anzahl Sonderschüler
um über die Hälfte zu – von 1533
auf 2475. Für Fachpersonen ist
dies ein Zeichen dafür, dass Lehr-
personen mit der Integration
überfordert sind. Auffällige Kin-
der würden heute schneller den
Status Sonderschüler erhalten
als früher. Denn dadurch stehen
mehr Ressourcen zur Verfügung
(wir berichteten).

Teamteaching als Lösung
Der offene Brief stammt aus der
Feder einer Lehrergruppierung
aus Ostermundigen. Die Initian-
ten seien nicht gegen die Integra-
tion an sich, betont Annemarie
Müllener von der Schule Rüti in
Ostermundigen. Die Rahmenbe-
dingungen müssten aber stim-
men. «Heute reichen die bewillig-
ten Zusatzlektionen für eine er-
folgreiche Integration nicht aus»,
sagt Müllener. Denn dazu sei in
erster Linie eine tragende Bezie-
hung zwischen Lehrkraft und
Kind notwendig. «Mit drei Lek-
tionen pro Woche ist das nicht

möglich.» Komme hinzu, dass die
Mittel für die Sondermassnah-
men auf immer mehr Schüler auf-
geteilt werden müssten. Pro Kind
stehe somit weniger Zeit – etwa
mit einem Heilpädagogen – zur
Verfügung als noch zu Beginn der
integrativen Schule.

Den Preis dafür bezahle die
Mehrheit der Kinder. Diese
kämen zu kurz, da auffällige
Schüler zu viel Aufmerksamkeit
der Lehrer in Anspruch nähmen.
«Deshalb müssen in Klassen mit
schwierigen und lernschwachen
Kindern genügend Stellenpro-
zente zur Verfügung stehen», sagt
Müllener. Sie und die über 800
Mitunterzeichner fordern, dass
im Kindergarten sowie in der ers-
ten und der zweiten Klasse in
schwierigen Situationen im
Team mit rund 150 Stellenpro-
zent unterrichtet werden darf.
Nur so könnten die Integration

und die Betreuung aller Schüler
gewährleistet werden.

Schulbesuch geplant
Die Lehrer übergaben den offe-
nen Brief gestern an Erwin Som-
mer, Vorsteher des Amts für Kin-
dergarten, Volksschule und Bera-
tung. Dass derart viele Personen
den Brief unterzeichnet haben,
«zeigt, dass eine rote Linie über-
schritten worden ist», sagt Som-
mer. Wo genau der Schuh drückt,
will er nun vor Ort in Oster-
mundigen herausfinden. Klar
aber ist für ihn: «Eine schnelle
Lösung mit Teamteaching ist in
Anbetracht der finanziellen Lage
des Kantons Bern und der politi-
schen Mehrheiten nicht realis-
tisch.» Es gehe eher darum, die
vorhandenen Mittel optimal ein-
zusetzen. Sommer glaubt denn
auch, dass mancherorts noch
Potenzial bei der Organisation
der besonderen Massnahmen
vorhanden ist. Denn er erhalte
auch viele Rückmeldungen von
Schulen, die mit den Zusatzlek-
tionen zufrieden seien. Sommer:
«An einigen Schulen haben sich
die Lehrer so organisiert, dass
Teamteaching möglich ist.»

Marius Aschwanden

SCHULE In einem offenen 
Brief an Erziehungsdirektor 
Bernhard Pulver (Grüne) kriti-
sieren 800 Lehrer die integrati-
ve Schule. Ohne Teamteaching 
könne man nicht mehr allen 
Kindern gerecht werden.

Im Team statt allein: Anders könne man den Schülern nicht mehr gerecht werden, sagen über 800 Lehrerinnen und Lehrer. Fotolia

«Die Zusatzlektio-
nen reichen für eine 
erfolgreiche Integ-
ration nicht aus.»

Annemarie Müllener

Regierung 
mit Charme

Es wurde vorwiegend Franzö-
sisch gesprochen im Raum Bella-
vista im Kursaal Bern. Das war ein
untrügliches Zeichen dafür, dass
es dem Regierungsrat Ernst ist
damit, die Stadt Moutier zum
Verbleib im Kanton Bern zu be-
wegen. Es wäre äusserst bedauer-
lich, wenn der französischspra-
chige Teil des Kantons Bern
durch den Abgang Moutiers zum
Kanton Jura geschwächt würde,
sagte Gesundheits -und Fürsor-
gedirektor Pierre Alain Schnegg
(SVP).

«Moutier hat seinen Platz im
Kanton Bern. Moutier ist mir
lieb, ja, Moutier liegt uns am Her-
zen», erklärte Erziehungsdirek-
tor Bernhard Pulver (Grüne) am
Freitag vor den Medien in Bern.
«Bleiben wir zusammen», warb
auch Justiz-, Gemeinde- und Kir-
chendirektor Christoph Neuhaus
(SVP) für ein Ja am 18. Juni.

Ins Feld führte die Berner Re-
gierung vor allem Stabilität, wirt-
schaftliche Prosperität und Ent-
wicklungsmöglichkeiten. Rund
20 Prozent der Arbeitsplätze in
Moutier hingen direkt von der
Kantonszugehörigkeit ab: Allein
die kantonale Verwaltung bietet
170 Arbeitsplätze, dazu kommen
100 Stellen im Schulwesen und
320 im Spital. phm/sda

JURA-FRAGE Drei Monate 
vor der Abstimmung über den 
Wechsel von Moutier zum 
Kanton Jura hat der Kanton 
Bern eine Charmeoffensive 
lanciert. Gleich drei bernische 
Regierungsräte präsentierten 
die Abstimmungsbotschaft 
und waren voll des Lobes.

Einbürgern 
im Rat
GROSSER RAT  Die Sicherheits-
kommission des Grossen Rates
begrüsst die geplante Änderung
des Kantons- und Gemeindebür-
gerrechts. Die Hürde für die Ein-
bürgerung bleibe mit dem neuen
Gesetz weiterhin hoch, findet die
Kommission. Sie beantragt dem
Grossen Rat, dass jeweils der Ge-
meinderat über die Einbürge-
rung entscheiden muss. Diese
Aufgabe soll also nicht an Einzel-
personen delegiert werden kön-
nen, wie dies die Regierung vor-
schlägt. Das Kantonsparlament
wird voraussichtlich in der Juni-
session über das neue Gesetz be-
raten. pd/sar

GROSSER RAT

Wechsel in der 
SP-Fraktion
Béatrice Stucki (Bern) wird neue 
Vizepräsidentin der SP-Fraktion 
im Grossen Rat, wie die Partei 
mitteilt. Die vorherige Vizepräsi-
dentin Elisabeth Striffeler (Mün-
singen) hat nach der Wahl des 
bisherigen Fraktionspräsidenten 
Michael Aebersold in den Berner 
Gemeinderat das Fraktionspräsi-
dium übernommen. Zudem tritt 
SP-Grossrat Pierre Masson (Lan-
genthal) nach drei Jahren im Par-
lament zurück. Seine Nachfolge 
übernimmt Christine Blum 
(Melchnau). pd/sar

MEIRINGEN

Evelyne Binsack
gibt auf
Ein Sturm mit Temperaturen von 
minus 38 Grad bewog Evelyne 
Binsack zur Aufgabe der vor  fünf 
Tagen  gestarteten Spitzbergen-
Durchquerung. Sie kehrt vorü-
bergehend nach Hause zurück, 
ehe sie zur Forschungsstation 
Barneo fliegt, um von dort aus 
zum Nordpol zu gelangen. bpm
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